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A. Zielsetzung 

Die aus Anlaß der Erdbebenkatastrophe in Armenien 1988 begonnene 
und danach intensivierte Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der ehemaligen Sowjetunion auf dem Gebiet 
der grenzüberschreitenden Katastrophenhilfe soll auch mit der Russi-
schen Föderation fortgesetzt und durch die Schaffung einer recht-
lichen Grundlage erleichtert werden. Abkommen mit inhaltlich gleicher 
Zielsetzung wurden mit Frankreich am 3. Februar 1977, Luxemburg 
am 2. März 1978, Belgien am 6. November 1980, der Schweiz am 
28. November 1984, Dänemark am 16. Mai 1985 und Österreich am 
23. Dezember 1988 unterzeichnet und sind zwischenzeitlich ratifiziert 
worden. Das Hilfeleistungsabkommen mit den Niederlanden wurde am 
7. Juni 1988 unterzeichnet. 

B. Lösung 

Das am 16. Dezember 1992 unterzeichnete Abkommen trifft die erfor-
derlichen Regelungen. Es soll die Zusammenarbeit bei der Vorbeu-
gung und Bekämpfung von Katastrophen oder schweren Unglücks

-

fällen  fördern, insbesondere durch Festlegung von Ansprechstellen, 
Erleichterung des grenzüberschreitenden Verkehrs von Personen und 
Sachen, Regelung von Schadensersatz und Haftung, Ermöglichung 
des teilweisen oder vollständigen Verzichts auf Kostenerstattung so-
wie durch Verstärkung der Zusammenarbeit in der Praxis und des 
Informationsaustausches über Gefahren. Mit dem vorgelegten Ver-
tragsgesetz soll das Abkommen die für die Ratifikation erforderliche 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erhalten. 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Die Vertragspartner können voneinander die jeweils entstandenen 
Kosten zur Erstattung anfordern. Die Vereinbarung sieht jedoch auch 
die Möglichkeit des gegenseitigen Verzichts auf Kostenerstattung bei 
Hilfeleistungen wegen der humanitären Zielsetzung des Abkommens 
vor. Diese Regelung läßt erwarten, daß sich die Aufwendungen beider 
Vertragsparteien für wechselseitig gewährte Hilfe über einen längeren 
Zeitraum gesehen ausgleichen. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, besonders 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (142) — 216 00 — Zi 29/94 Bonn, den 10. Mai 1994 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 16. Dezember 1992 zwischen der 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Russi-
schen Föderation über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 668. Sitzung am 29. April 1994 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 16. Dezember 1992 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 

über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Moskau am 16. Dezember 1992 unterzeichneten Abkommen zwischen 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Russi-
schen Föderation über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 
Bei Aufwendungen, die auf seiten der Russischen Föderation für Hilfeleistun-

gen in der Bundesrepublik Deutschland entstehen, richtet sich die Kostenträger-
schaft danach, ob die jeweilige Hilfsmaßnahme in den Aufgabenbereich des 

. Bundes oder der Länder fällt. 

Artikel 3 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft . 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 15 in Kra ft  tritt, ist im 

Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zuständigkeit der Länder für den Katastrophenschutz wird dadurch nicht 
verändert. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da das Gesetz in Verbindung mit dem Abkommen auch das Verwal-
tungsverfahren von Landesbehörden regelt. 

Zu Artikel 2 
Die Russische Föderation trägt die Kosten in den Fällen, in denen sie nach dem 
Abkommen um Hilfe ersucht.  

Auf seiten der Bundesrepublik Deutschland tragen die Bundesländer die Kosten, 
wenn sie den Bund um Übermittlung des Hilfeleistungsersuchens an die Russi-
sche Föderation gebeten haben, weil die Hilfsmaßnahme in ihren Aufgabenbe-
reich fällt. In den übrigen Fällen, in denen die Bundesregierung um Hilfe ersucht, 
trägt der Bund die Kosten. 
Dem humanitären Geist des Abkommens entsprechend, wird von beiden Ver-
tragsstaaten die Möglichkeit eines teilweisen oder vollständigen Kostenverzichts 
vorgesehen. 

In landesinterne Kostenregelungen wird durch das Abkommen nicht eingegrif-
fen. 
Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, besonders auf das 
Verbraucherpreisniveau, ergeben sich nicht, da die gegenseitige Hilfeleistung mit 
vorhandenen Mitteln und vorhandenem Personal erfolgen soll und eventuell 
darüber hinausgehende Aufwendungen gering sein dürften. 

Zu Artikel 3 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 15 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Russischen Föderation 
über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Russischen Föderation — 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa vom 1. August 1975 und des Ab-
schließenden Dokuments des Madrider Treffens vom 6. Septem-
ber 1980, des Abschließenden Dokuments des Wiener Treffens 
vom 15. Januar 1989 sowie des Helsinki-Dokuments vom 10. Juli 
1992, 

in Übereinstimmung mit den Zielen der Vereinten Nationen, die 
die 90er Jahre zu einer Dekade der Förderung der internationalen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der vorbeugenden und abweh-
renden Katastrophenhilfe bei Naturkatastrophen erklärt haben, 

überzeugt von der Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit 
dem Ziel, gegenseitig Hilfe bei Katastrophen oder schweren Un-
glücksfällen zu leisten und die Entsendung von Fachleuten und 
technischen Mitteln zur Hilfeleistung zu beschleunigen — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens gelten für die nachstehend ge-
nannten Begriffe die folgenden Definitionen: 

a) „Hilfsmannschaften" 
sind die Gruppen von Fachkräften, darunter auch Militärper-
sonal, und andere für die Hilfeleistung in Übereinstimmung mit 
diesem Abkommen bestimmte Gruppen; 

b) „Ausrüstungsgegenstände" 
sind die technischen Mi ttel, die Fahrzeuge, die Güter für den 
Eigenbedarf und die persönliche Ausstattung der Hilfsmann-
schaften; 

c) „Hilfsgüter" 
sind Gegenstände, die zur Verteilung unter der betroffenen 
Bevölkerung bestimmt sind. 

Artikel 2 

(1) Die Vertragsparteien leisten sich gegenseitig bei Katastro-
phen oder schweren Unglücksfällen entsprechend ihren Möglich-
keiten und nach den Bestimmungen dieses Abkommens Hilfe. 

(2) Art  und Umfang der Hilfeleistung werden von Fall zu Fall 
zwischen den dazu zuständigen, in Artikel 13 genannten Stellen 
abgestimmt. 
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Artikel 3 

(1) Hilfe gemäß diesem Abkommen wird durch Hilfsmann-
schaften, gegebenenfalls auch durch einzelne Fachkräfte, gelei-
stet, die von den Vertragsparteien an die Orte der Katastrophen 
oder der schweren Unglücksfälle entsandt werden und die über 
eine spezielle Ausbildung zur Brandbekämpfung, technischen 
Hilfeleistung, Bekämpfung von radioaktiver und chemischer Ver-
seuchung, zur medizinischen und sanitär-hygienischen Hilfelei-
stung, zu Rettungs- und Bergungsarbeiten und anderen Sofort-
maßnahmen verfügen. 

(2) Die Hilfsmannschaften und die einzelnen Fachkräfte werden 
mit Ausrüstungsgegenständen und Hilfsgütern, die für die Erledi-
gung ihrer Aufgaben notwendig sind, ausgerüstet. 

(3) Falls erforderlich, kann diese Hilfe im Einvernehmen der 
zuständigen Stellen der Vertragsparteien auf jede andere Weise 
erbracht werden. 

Artikel 4 

Die Stellung und Entgegennahme von Hilfeersuchen der Ver-
tragsparteien erfolgen auf diplomatischem Wege. 

Artikel 5 

(1) Um die für einen Hilfeeinsatz erforderliche Wirksamkeit und 
Schnelligkeit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragspar-
teien, die von ihrer Gesetzgebung festgelegten Formalitäten bei 
der Ein- und Ausreise auf das Mindestmaß zu beschränken. 

(2) Die Einreise von Hilfsmannschaften in den Staat, dem die 
Hilfe geleistet wird, erfolgt geschlossen mit einem Verzeichnis der 
ihnen angehörenden Personen. Angehörige von Hilfsmannschaf-
ten und einzelne Fachkräfte sollen beim Grenzübertritt über Per-
sonalpapiere verfügen, mit denen sie sich ausweisen können. Der 
Leiter einer Hilfsmannschaft und einzelne Fachkräfte sollen eine 
Bescheinigung, die die A rt  des Hilfeeinsatzes ausweist, oder 
einen anderen geeigneten Nachweis, daß die Einreise zum Zwek-
ke eines Hilfeeinsatzes gemäß diesem Abkommen erfolgt, mit-
führen. 

(3) Die zuständigen Stellen des aufnehmenden Landes werden 
über die Ein- und Ausreise von Hilfsmannschaften und einzelnen 
Fachkräften vorab informiert. 

Artikel 6 

(1) Die Vertragsparteien erleichtern die Einfuhr der bei Hilfelei-
stungen notwendigen Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter. 
Der Leiter einer Hilfsmannschaft und einzelne Fachkräfte haben 
den örtlichen Zollstellen der ersuchenden Vertragspartei lediglich 
ein Verzeichnis der mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und 
Hilfsgüter zu übergeben. Falls sie kein solches Verzeichnis ha-
ben, erhalten die Hilfsmannschaften und die einzelnen Fachkräfte 
die Genehmigung zum Grenzübertritt mit Ausrüstungsgegenstän-
den und Hilfsgütern. In diesem Fall ist den zuständigen Stellen 
der ersuchenden Vertragspartei das Verzeichnis innerhalb eines 
Monats vom Tage des Grenzübertritts ab vorzulegen. 

(2) Die Hilfsmannschaften und einzelne Fachleute dürfen außer 
den bei Hilfseinsätzen und zur Verteilung unter der betro ffenen 
Bevölkerung notwendigen Ausrüstungsgegenständen und Hilfs-
gütern kein anderes Gut mitführen. Die Ausrüstungsgegenstände 
und Hilfsgüter werden von allen Zollabgaben befreit und dürfen 
nur für den Hilfeeinsatz verwendet werden. 

(3) Für die bei Hilfeleistungen notwendigen Ausrüstungsgegen-
stände und Hilfsgüter finden die Verbote und Beschränkungen für 
die Gütereinfuhr keine Anwendung. Die bei einer Hilfeleistung 
nicht verwendeten Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter sind 
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wieder auszuführen. Lassen besondere Verhältnisse die Wieder-
ausfuhr nicht zu, so sind A rt  und Menge sowie der Verbleib dieser 
Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter den für die Hilfeleistung 
verantwortlichen Stellen der ersuchenden Vertragspartei anzu-
zeigen, welche die zuständige Zollstelle hiervon benachrichtigt. In 
diesem Fall gelten die Rechtsvorschriften der ersuchenden Ver-
tragspartei. 

(4) Absatz 3 findet auch Anwendung auf die Einfuhr von Sucht-
stoffen/Betäubungsmitteln in das Hoheitsgebiet der um Hilfe ersu-
chenden Vertragspartei und auf die Wiederausfuhr der nicht ver-
brauchten Menge in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspar-
tei in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften beider Ver-
tragsparteien. Suchtstoffe/Betäubungsmittel dürfen nur nach 
Maßgabe des dringlichen medizinischen Bedarfs eingeführt und 
nur durch qualifiziertes medizinisches Personal nach den gesetz-
lichen Bestimmungen derjenigen Vertragspartei eingesetzt wer-
den, der die Hilfsmannschaft angehört. 

Artikel 7 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Luftfahrzeugen, die für die 
Hilfeleistung in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
abfliegen, Flüge nach entsprechenden Orten in ihrem Hoheitsge-
biet durchzuführen. 

(2) Die Absicht, bei einem Hilfeeinsatz Luftfahrzeuge zu ver-
wenden, ist den zuständigen Stellen der hilfeersuchenden Ver-
tragspartei unverzüglich mitzuteilen, wobei möglichst genau 
Flugroute, Baumuster und Eintragungskennzeichnung der Luft-
fahrzeuge, ihre Besatzungen, die an  Bord  befindlichen Hilfssen-
dungen, Ort und Zeit des Abflugs und der Landung angegeben 
werden müssen. 

(3) Die Flüge müssen gemäß den von jeder Vertragspartei 
festgestellten Luftverkehrsvorschriften, die Betrieb und Navigation 
der Luftfahrzeuge beim Überfliegen ihres Hoheitsgebiets regeln, 
verwirklicht werden. 

Artikel 8 

(1) Die Koordination und Gesamtleitung des Hilfeeinsatzes 
obliegt in jedem Fall den Stellen derjenigen Vertragspartei, deren 
zuständige Organe um die Hilfe ersuchen. 

(2) Anweisungen an die Hilfsmannschaften werden ausschließ-
lich an ihre Leiter gerichtet, die Einzelheiten der Durchführung 
gegenüber den ihnen unterstellten Kräften anordnen. Die zustän-
digen Stellen der ersuchenden Vertragspartei erläutern nach 
Möglichkeit bei dem Hilfeersuchen die Aufgaben, die sie den 
Hilfsmannschaften oder den einzelnen Fachkräften übertragen 
wollen. 

(3) Die ersuchende Vertragspartei leistet den Hilfsmannschaf-
ten oder den einzelnen Fachkräften der ersuchten Vertragspartei 
die zur Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben erforderliche 
Unterstützung. 

Artikel 9 

(1) Die hilfeleistende Vertragspartei kann der ersuchenden Ver-
tragspartei kostenlose Hilfe anbieten. Bei der Erwägung, ob Hilfe 
auf dieser Grundlage angeboten werden soll, berücksichtigt die 
hilfeleistende Vertragspartei insbesondere Art  und Ausmaß der 
Katastrophe oder des schweren Unglücksfalls. 

(2) Wird die Hilfe ganz oder teilweise auf der Grundlage der 
Kostenerstattung geleistet, so erstattet die ersuchende Vertrags- 



Drucksache  12R506 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

partei der hilfeleistenden Vertragspartei die angefallenen Kosten 
für Dienstleistungen, die für sie erbracht werden, sowie alle Aus-
gaben im Zusammenhang mit der Hilfeleistung, soweit diese 
Ausgaben von der ersuchenden Vertragspartei nicht unmi ttelbar 
getragen werden. Sofern nichts anderes vereinbart ist, werden die 
Kosten umgehend erstattet, nachdem die hilfeleistende Vertrags-
partei die ersuchende Vertragspartei zur Erstattung aufgefordert 
hat. Die Erstattungsbeträge sind frei transferierbar, ausgenom-
men solche für örtlich entstandene Kosten. 

Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien verzichten wechselseitig auf alle Ent-
schädigungsansprüche wegen Beschädigung von Vermögens-
werten, die ihnen gehören, wenn der Schaden von einer Fachkraft 
oder Hilfsmannschaft bei der Erfüllung ihres Auftrags im Zusam-
menhang mit der Durchführung dieses Abkommens verursacht 
worden ist. 

(2) Die Vertragsparteien verzichten wechselseitig auf alle Ent-
schädigungsansprüche wegen Verletzung oder wegen des Todes 
einer Fachkraft oder eines Angehörigen der Hilfsmannschaft im 
Zusammenhang mit der Erfüllung ihres bzw. seines Auftrags. 

(3) Wird durch eine Fachkraft oder durch einen Angehörigen der 
Hilfsmannschaft der ersuchten Vertragspartei bei der Erfüllung 
ihres bzw. seines Auftrags im Hoheitsgebiet der ersuchenden 
Vertragspartei einem Dritten ein Schaden zugefügt, so haftet die 
ersuchende Vertragspartei für den Schaden nach Maßgabe der 
Vorschriften, die im Fall eines durch eigene Hilfsmannschaften 
verursachten Schadens Anwendung fänden. 

(4) Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien arbeiten eng 
zusammen, um die Erledigung von Schadensersatzansprüchen 
zu erleichtern. Insbesondere tauschen sie alle ihnen zugänglichen 
Informationen über Schadensfälle im Sinne dieses Artikels aus. 

Artikel 11 

Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien arbeiten zusam-
men und können gesonderte Vereinbarungen schließen, insbe-
sondere: 

a) zur Durchführung von Hilfeleistungen nach Maßgabe die-
ses Abkommens; 

b) zur Vorhersage, Vorbeugung und Bekämpfung von Kata-
strophen oder schweren Unglücksfällen, indem sie prakti-
sche Erfahrungen und zweckdienliche Informationen aus-
tauschen und Konferenzen und Studienaufenthalte für 
Fachkräfte, Forschungsprogramme und Fachkurse, ein-
schließlich des Austausches von Lehrkräften und Lehr-
gangsteilnehmern der einschlägigen Ausbildungseinrich-
tungen, sowie die Durchführung von Übungen vorsehen; 

c) zum Austausch von Informationen über Gefahren und 
Schäden, die sich auf das Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei ausbreiten können; der gegenseitige Infor-
mationsaustausch umfaßt auch die vorsorgliche Übermitt-
lung von Meßdaten; 

d) zur Suche und Identifizierung betro ffener Personen und 
betroffener Habe nach Maßgabe des geltenden Rechts 
der Vertragsparteien; zur Untersuchung der Ursachen von 
Unglücksfällen, die durch menschliches Handeln ausge-
löst werden. 

Artikel 12 

Dieses Abkommen berührt nicht die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien, die sich aus anderen von ihnen geschlossenen 
völkerrechtlichen Übereinkünften ergeben. 
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Artikel 13 

Zuständige Stellen im Sinne dieses Abkommens sind: 

a) In der Bundesrepublik Deutschland 
—der Bundesminister des Innern, 

b) In der Russischen Föderation 
—das Staatskomitee für Zivilverteidigung, Ausnahmesituatio-

nen und die Beseitigung von Katastrophenfolgen. 

Artikel 14 

Meinungsverschiedenheiten jeglicher A rt , die sich aus der Aus-
legung oder Anwendung dieses Abkommens ergeben, werden auf 
dem Verhandlungswege zwischen den Vertragsparteien beige-
legt. 

Artikel 15 

Dieses Abkommen tritt in Kraft, sobald die Vertragsparteien 
einander notifiziert haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen 
Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt 
sind. Als Tag des Inkrafttretens wird der Tag des Eingangs der 
letzten Notifikation angesehen. 

Artikel 16 

(1) Dieses Abkommen wird für unbegrenzte Zeit geschlossen. 

(2) Jede Vertragspartei kann das Abkommen durch schriftliche 
Erklärung kündigen. In diesem Fall wird die Kündigung sechs 
Monate nach dem Zeitpunkt wirksam, zu dem sie der anderen 
Vertragspartei zugegangen ist. 

Geschehen zu Moskau am 16. Dezember 1992 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Klaus Blech 

Für die Regierung der Russischen Föderation 

Sergei Shojgu 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeiner Teil 
Gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schwe-
ren Unglücksfällen ist eine traditionell geübte Praxis zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und ihren Nach-
barstaaten, die sich bisher naturgemäß vor allem im 
Grenzbereich entfaltete. 

Katastrophen der letzten Jahre wie der Reaktorunfall in 
Tschernobyl 1986 haben zu der Erkenntnis geführt, daß 
das Hilfspotential der europäischen Staaten soweit wie 
möglich im Bedarfsfall auch über den grenznahen Bereich 
hinaus genutzt werden sollte. Nach der Erdbebenkatastro-
phe in Armenien 1988 wurde einem nicht angrenzenden 
Staat massive Hilfe zuteil. Seit dem Winter 1990/91 wer-
den zur Unterstützung notleidender Bevölkerungsteile auf 
private oder staatliche Initiative hin Hilfsgütertransporte 
von Deutschland in die Gemeinschaft Unabhängiger Staa-
ten durchgeführt. Die Bundesrepublik Deutschland und die 
Russische Föderation haben aus diesen Anlässen heraus 
vereinbart, auf dem Gebiet der grenzüberschreitenden 
Katastrophenhilfe ihre Zusammenarbeit zu verstärken und 
diese auf eine vertragliche Grundlage zu stellen mit Rege-
lungen insbesondere über die zuständigen Ansprechstel-
len, die Erleichterung des Grenzübertritts von Personen 
und Sachen, über Schadenersatz-, Hartungs- und Kosten-
fragen sowie über eine engere Zusammenarbeit in der 
Praxis auf dem Gebiet des Zivil- und Katastrophenschut-
zes. Das am 16. Dezember 1992 in Moskau unterzeichnete 
Abkommen trägt diesen Anliegen Rechnung und soll bei 
unvorhersehbaren Schadensereignissen eine reibungs-
lose Zusammenarbeit gewährleisten. 

Das Abkommen ist abgesehen von der Einfügung des 
Artikels 7 (Einsatz von Luftfahrzeugen) und einigen 
— überwiegend aus vertragsförmlichen Gründen vorge-
nommenen — Anpassungen inhaltsgleich mit dem deutsch-
sowjetischen Abkommen, das am 16. Oktober 1990 un-
terzeichnet, aber wegen der durch die Bildung der Ge-
meinschaft Unabhängiger Staaten eingetretenen Verände-
rungen nicht mehr ratifiziert worden war. 

Abkommen mit inhaltlich gleicher Zielsetzung wurden 
schon mit Frankreich am 3. Februar 1977, Luxemburg am 
2. März 1978, Belgien am 6. November 1980, der Schweiz 
am 28. November 1984, Dänemark am 16. Mai 1985 und 
Österreich am 23. Dezember 1988 unterzeichnet. Diese 
Abkommen sind bereits ratifiziert worden. Das Hilfelei-
stungsabkommen mit den Niederlanden wurde am 7. Juni 
1988 unterzeichnet. Ein Abkommen mit der Republik 
Litauen wurde am 14. April 1993 paraphiert und wird mit 
der Republik Polen und der Tschechischen Republik vor-
bereitet. 

 
B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 
Artikel 1 definie rt  wichtige im Abkommen verwandte Be-
griffe. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 beschreibt Regelungsinhalt und -bereich des 
Abkommens. 

Zu Artikel 3 
Dieser Artikel bezeichnet den Bereich der Hilfeleistung 
durch Personal und Material. 

Zu Artikel 4 
In Artikel 4 wird der formelle Weg der Stellung eines 
Hilfeleistungsersuchens festgelegt. 

Zu Artikel 5 
Artikel 5 enthält im Interesse der erforderlichen Schnellig-
keit und Wirksamkeit der Hilfseinsätze für die Hilfsmann-
schaften Regelungen über Erleichterungen sowie Rege-
lungen über die mindestens erforderlichen Grenzformali-
täten. 

Zu Artikel 6 
Dieser Artikel korrespondiert mit Artikel 5, indem er mit 
derselben Zielsetzung auch hinsichtlich der von den Hilfs-
mannschaften mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und 
Hilfsgüter Erleichterungen im grenzüberschreitenden Gü-
terverkehr einräumt und nur ein Mindestmaß an Formalien 
vorsieht. 

Zu Artikel 7 
Artikel 7 gestattet und regelt den Einsatz von Luftfahrzeu-
gen. 

Zu Artikel 8 
Dieser Artikel unterstreicht die Verantwortung der Behör-
den des hilfeersuchenden Vertragsstaates für die Koordi-
nation des Hilfseinsatzes und legt das Verfahren beim 
Einsatz der angeforderten Hilfsmannschaften fest. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 sieht unter Berücksichtigung der Schwere der 
Katastrophe die Möglichkeit des Kostenverzichts vor. 
Absatz 2 regelt das Verfahren der Erstattung der Kosten, 
wenn kostenlose Hilfe nicht angeboten wurde. 

Zu Artikel 10 

Nach den Absätzen 1 und 2 verzichtet jeder Vertragsstaat 
auf Entschädigungsansprüche aus Vermögens- und Per-
sonenschäden. 
Absatz 3 trifft eine Regelung im Falle von Drittschäden, die 
durch einen Angehörigen der Hilfsmannschaft der ersuch-
ten Vertragspartei entstehen. 

Absatz 4 legt die Zusammenarbeit der Vertragsparteien 
bei der Erledigung von Schadensersatzansprüchen fest. 
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Zu Artikel 11 
Artikel 11 enthält Regelungen über die nähere Ausgestal-
tung der Zusammenarbeit. 

Zu Artikel 12 
Artikel 12 weist darauf hin, daß zwischen den beiden 
Vertragsstaaten bestehende vertragliche Regelungen 
durch dieses Abkommen nicht berührt werden. 

Zu Artikel 13 
Artikel 13 bestimmt die in den beiden Vertragsstaaten für 
die Stellung und Entgegennahme von Hilfeersuchen zu-
ständigen Behörden. 

Zu Artikel 14 
Dieser Artikel legt fest, daß Streitigkeiten, die sich aus der 
Auslegung oder Anwendung des Abkommens ergeben 
könnten, auf dem Verhandlungswege beigelegt werden. 

Zu Artikel 15 
Artikel 15 enthält Vorschriften über die Voraussetzungen 
zum Inkrafttreten des Abkommens. 

Zu Artikel 16 
Diese Vorschrift betrifft die Geltungsdauer und das Verfah-
ren der Kündigung des Abkommens. 








